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Höchstspannungsleitung Osterath — Philippsburg (Vorhaben 2 BBPlG),  
Abschnitt B1 (Punkt Wallstadt — Philippsburg)

Planfeststellung: Öffentliche Bekanntmachung über den Erlass und die Auslegung des Planfeststellungsbeschlusses gemäß § 24 Abs. 2 und Abs. 3 Netzausbaubeschleunigungsgesetz  
Übertragungsnetz (NABEG) i. V. m § 74 Abs. 4 und 5 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) und § 27 Abs. 1 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Die Bundesnetzagentur als Planfeststellungsbehörde gemäß § 1 Nr. 1  
Planfeststellungszuweisungsverordnung (PlfZV) hat mit Beschluss vom 
30.08.2023, Az.: 6.07.01.02/2-2-2/25.0, den Plan für das obige Vorhaben 
gemäß § 24 Abs. 1 NABEG festgestellt.

Im Verfahren wurde eine Umweltverträglichkeitsprüfung gem. § 4 ff.  
UVPG durchgeführt. 

In dem Planfeststellungsbeschluss ist über alle rechtzeitig vorgetragenen 
Einwendungen, Forderungen und Anregungen entschieden worden.

Die sofortige Vollziehung des Planfeststellungsbeschlusses ist gemäß § 80  
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet.

I. Verfügender Teil 

Der verfügende Teil des Beschlusses (Kapitel A.I) lautet auszugsweise: 
„Der aus den unter II.1 aufgeführten Unterlagen bestehende Plan für den  
Abschnitt B1 (Pkt. Wallstadt — Philippsburg) des Vorhabens Nr. 2 des Bun- 
desbedarfsplangesetzes Osterath — Philippsburg (Gleichstrom; „Ultranet“)  
der TransnetBW GmbH (im Folgenden: Vorhabenträgerin) wird einschließ- 
lich aller Folgemaßnahmen an anderen Anlagen nach Maßgabe der Än- 
derungen, Inhalts- und Nebenbestimmungen sowie Zusagen der Vorha-
benträgerin festgestellt.“

Gegenstand des planfestgestellten Vorhabens ist die Errichtung und der  
Betrieb der 380-kV-Höchstspannungsfreileitung Osterath — Philippsburg  
im Abschnitt B1 Pkt. Wallstadt — Philippsburg in Höchstspannungs-Gleich- 
strom-Übertragungstechnik (HGÜ) sowie im temporären Drehstrombe-
trieb. Die Errichtung der Leitung erfolgt zwischen Punkt Wallstadt und 
südlich des Rangierbahnhofs Mannheim im Parallel- und Ersatzneubau 
auf Bl. 7601, südlich des Rangierbahnhofs Mannheim bis südlich des UW  
Neurott im Ersatzneubau auf Bl. 7220 und vom UW Neurott bis zur Grenze  
des Geländes des ehem. KKW Philippsburg als Zubeseilung auf die Bestands- 
masten der Anlage 7570 und Neubau der Anlage 7501 auf dem Gelände 
des ehem. KKW Philippsburg. 

Der Beschluss führt alle Unterlagen des Plans, die festgestellt werden, auf  
(A.II.1): Erläuterungsbericht Kap. 2.4, Lagepläne, Arbeitsflächenpläne, 
Längenprofilpläne, Trassenpläne, Mastverzeichnisse, Masttypenbilder,  
Kreuzungs-und Rechtserwerbsverzeichnisse, Rechtserwerbspläne, Wasser- 
rechtliche Anträge nebst Anhang A und 6 des Landschaftspflegerischen 
Begleitplans. Darüber hinaus führt er den Wasserrechtlichen Erläuterungs- 
bericht, den Forstrechtlichen Fachbeitrag und das Bodenschutzkonzept auf.

Gesetzlich geschützte Biotope
Die Planfeststellungsbehörde gewährt gemäß § 30 Abs. 3 BNatSchG eine 
Ausnahme vom Verbot des § 30 Abs. 2 BNatSchG i. V. m. § 33 NatSchG BW  
für die dauerhafte Inanspruchnahme der folgenden Biotoptypen:
•  36.61 „Sandrasen kalkhaltiger Standorte“ an Mast 7100/165A (Folge- 

maßnahme 10) auf einer Fläche von insgesamt 3 m² aufgrund fundam-
entbedingter Vollversiegelung.

 
Die Planfeststellungsbehörde gewährt gemäß § 67 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG  
eine Befreiung vom Verbot des § 30 Abs. 2 BNatSchG i. V. m. § 33 NatSchG  
BW für die dauerhafte Inanspruchnahme der folgenden Biotoptypen:
•  41.10 „Feldgehölz“ an Mast 1190/006A (Folgemaßnahme 5) auf einer 

Fläche von 7 m² für die fundamentbedingte Vollversiegelung.
•  33.43 „Magerwiese mittlerer Standorte“ an Mast 7220/21A auf einer 

Fläche von 2 m² für die fundamentbedingte Vollversiegelung.

Naturschutzgebiete
•  Naturschutzgebiet „Hirschacker und Dossenwald“ (2.171) 

Von den Verboten des § 4 Abs. 2 Nrn. 1, 2, 3, 5, 6, 7, 8, 10, 12, 13, 14, 16  
der Schutzgebietsverordnung des Regierungspräsidiums Karlsruhe über  
das Natur- und Landschaftsschutzgebiet „Hirschacker und Dossenwald“  
(Stadt Mannheim und Stadt Schwetzingen, Rhein-Neckar-Kreis) vom 
16.12.1993 (GBl. v. 11.02.1994, S. 66) wird gemäß § 13 dieser Verord-
nung i. V. m. § 54 Abs. 3 NatSchG BW und § 67 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG 
eine Befreiung erteilt.

•  Naturschutzgebiet „Wagbachniederung“ (2.064) 
Von den Verboten des § 4 Abs. 2 Nrn. 1, 2, 5, 6, 7, 8, 10, 12, 15, 16, 22 der  
Schutzgebietsverordnung des Regierungspräsidiums Karlsruhe als höhere  
Naturschutzbehörde und obere Jagdbehörde über das Naturschutzge-
biet „Wagbachniederung“ vom 08. Juli 1983 (GBl. V. 29.07.1983, S. 360) 
wird gemäß § 13 dieser Verordnung i. V. m. § 54 Abs. 3 NatSchG BW und  
§ 67 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG eine Befreiung erteilt.

Landschaftsschutzgebiete 
•  Landschaftsschutzgebiet „Straßenheimer Hof“ (2.22.018) 

Für die erlaubnisbedürftigen Handlungen nach § 5 Abs. 2 Nrn. 1, 2, 3, 8, 
11, 15 der Verordnung des Bürgermeisters Mannheim über das Land-
schaftsschutzgebiet „Straßenheimer Hof“ vom 19.01.2007 (GBl. S. 745) 
wird gemäß § 5 Abs. 3 u. 4 dieser Verordnung, die Erlaubnis erteilt.

•  Landschaftsschutzgebiet „Unterer Neckar: Westlich der Ilvesheimer 
Schlinge“ (2.26.026 und 2.22.011) 
Für die erlaubnisbedürftigen Handlungen nach § 8 Abs. 2 Nrn. 1, 3, 4, 5,  
6, 10, 13, 14, 15 der Schutzgebietsverordnung des Regierungspräsidiums  
Karlsruhe über das Natur- und Landschaftsschutzgebiet „Unterer Neckar“  

vom 17.12.1986 (GBl. vom 13.02.1987, S. 28) werden gemäß § 8 Abs. 3 u. 4  
dieser Verordnung die Erlaubnis erteilt.

•  Landschaftsschutzgebiet „Unterer Dossenwald“ (2.22.014) 
Für die erlaubnisbedürftigen Handlungen nach § 5 Abs. 2 Nrn. 1, 2, 4, 5,  
10, 12, 14, 15, 16 der Verordnung des Bürgermeisteramtes Mannheim  
über das Landschaftsschutzgebiet „Unterer Dossenwald“ vom 28.10.1986  
(Mannheimer Morgen vom 07.11.1986) wird gemäß § 5 Abs. 3 u. 4 dieser  
Verordnung die Erlaubnis erteilt. 

•  Landschaftsschutzgebiet „Oftersheimer Dünen“ (2.26.036 und 2.26.014) 
Für die erlaubnisbedürftigen Handlungen nach § 8 Abs. 2 Nr. 13 LSG-VO  
im LSG „Oftersheimer Dünen“ (2.26.036 und 2.26.014) der Verordnung 
des Regierungspräsidiums Karlsruhe über das Natur- und Landschafts- 
schutzgebiet „Oftersheimer Dünen“ (Gemarkung Oftersheim, Rhein- 
Neckar-Kreis) vom 23.12.1992 (GBl. v. 23.02.1993, S. 121), zuletzt ge- 
ändert durch Verordnung vom 14.06.2017, wird gemäß § 8 Abs. 3 u. 4 
dieser Verordnung die Erlaubnis erteilt. 

Wasserhaushalt
Mit dem Planfeststellungsbeschluss gelten die folgenden wasserrecht- 
lichen Genehmigungen, Befreiungen und Ausnahmen als erteilt: 
•  Widerrufliche Befreiung von den Verboten des § 29 Abs. 3 Nr. 2 WG BW  

für die Errichtung des „Schutzgerüsts 2/Vorhaben“ im Gewässerrand-
streifen des „Neckarkanal Feudenheim 4-05 (TBG 49)“ in der Nähe der 
Masten Nrn. 7601/A09 - A10 gemäß § 29 Abs. 3, 4 WG BW i. V. m. § 38 
Abs. 5 WHG.

•  Widerrufliche Befreiung von den Verboten des § 29 Abs. 2 WG BW für 
die Rodung von Bäumen und Gehölzen zur Herrichtung der Arbeitsfläche  
am Standort des Mast Nr. 7220/052A gemäß § 29 Abs. 2, 4 WG BW i. V. m.  
§ 38 Abs. 5 WHG.

•  Widerrufliche Befreiung von den Verboten des § 29 Abs. 3 Nr. 2 WG BW  
für den Ausbau des Weges zu einer Zufahrt zu den Masten Nrn. 7220/ 
053A und 054A gemäß § 29 Abs. 3, 4 WG BW i. V. m. § 38 Abs. 5 WHG 
und von den Verboten des § 29 Abs. 2 WG BW für die Rodung von 
Bäumen und Gehölzen zum Ausbau des vorgenannten Weges gemäß 
§ 29 Abs. 2, 4 WG BW i. V. m. § 38 Abs. 5 WHG.

•  Widerrufliche Befreiung von den Verboten des § 29 Abs. 2 WG BW für 
die Rodung von Bäumen und Gehölzen zur Herrichtung der Arbeitsflä-
che am Standort des Mast Nr. 7570/025 gemäß § 29 Abs. 2, 4 WG BW 
i. V. m. § 38 Abs. 5 WHG.

•  Widerrufliche Befreiung von den Verboten des § 29 Abs. 3 Nr. 2 WG BW  
für die Errichtung des „Schutzgerüsts 2/Folgemaßnahme 14“ im Ge- 
wässerrandstreifen des „Neckarkanal Feudenheim 4-05 (TBG 49)“ in der  
Nähe der Masten Nrn. 1190/018A - 019A gemäß § 29 Abs. 3, 4 WG BW 
i. V. m. § 38 Abs. 5 WHG.

•  Widerrufliche Befreiung von den Verboten des § 29 Abs. 3 Nr. 2 WG BW  
für die Errichtung des Fundaments für den Mast Nr. 7220/052B gemäß 
§ 29 Abs. 2, 4 WG BW i. V. m. § 38 Abs. 5 WHG und von den Verboten des  
§ 29 Abs. 2 WG BW für die Rodung von Bäumen und Gehölzen zur 
Herrichtung der Arbeitsfläche am Standort des Mast Nr. 7220/052B ge- 
mäß § 29 Abs. 2, 4 WG BW i. V. m. § 38 Abs. 5 WHG.

•  Befreiung von den Verboten des § 7 Nr. 1 WSG-VO „WGA Mannheim- 
Rheinau“ für die Errichtung baulicher Anlagen in Gestalt der Masten Nrn.  
7220/020A - 7220/022A und die zugehörigen Arbeitsflächen in der 
Schutzzone II des Wasserschutzgebiets „WGA Mannheim-Rheinau“ ge- 
mäß § 10 Abs. 1 der „WGA Mannheim-Rheinau“.

•  Befreiung von den Verboten des § 7 Nr. 3 WSG-VO „WGA Mannheim- 
Rheinau“, für Handlungen bei der Ausführung der Baumaßnahmen zur  
Errichtung und zum Rückbau der Masten Nrn. 7220/019A - 7220/040A,  
5220/018 - 5220/022, 5220/024 - 5220/040 und 5220/188, 7100/165A 
und 1300/00 in Gestalt von Baustelleneinrichtungen in den Schutzzonen  
II, IIIA und IIIB sowie insbesondere in Gestalt von Baustofflagern, Be- 
tankungen, Toiletten sowie Wartungen und Abstellen der Fahrzeuge 
und Baumaschinen in den Schutzzonen IIIA und IIIB gemäß § 10 Abs. 1  
der „WGA Mannheim-Rheinau“.

•  Befreiung von den Verboten des § 7 Nr. 3 WSG-VO „WGA Schwetzinger  
Hardt ZVWV Kurpfalz“ für Handlungen bei der Ausführung der Baumaß- 
nahmen zur Errichtung und zum Rückbau der Masten Nrn. 7220/053A 
und 7220/054A in Gestalt von Baustelleneinrichtungen sowie insbeson- 
dere in Gestalt von Baustofflagern, Betankungen, Toiletten sowie War- 
tungen und Abstellen der Fahrzeuge und Baumaschinen in der Schutz-
zone IIIA gemäß § 10 Abs. 1 der „WGA Schwetzinger Hardt ZVWV 
Kurpfalz“.

•  Befreiung von den Verboten des § 4 Abs. 1 Nr. 23 WSG-VO „WGG III  
ZVWV Hardtgruppe Sandhausen“ für Handlungen bei der Ausführung 
der Baumaßnahmen zur Errichtung und zum Rückbau des Masts Nr. 
7220/055A in Gestalt von Baustelleneinrichtungen sowie insbesondere 
in Gestalt von Baustofflagern, Betankungen, Toiletten sowie Wartungen  
und Abstellen der Fahrzeuge und Baumaschinen in den Schutzzonen 
IIIA und IIIB gemäß § 52 Abs. 1 Satz 2 WHG.

•  Befreiung von den Verboten des § 6 Nr. 8 WSG-VO „WGA Mannheim- 
Rheinau“ für die Versickerung des Niederschlagswassers, das auf den 
Arbeitsflächen der Masten Nrn. 7220/020A - 7220/022A in der Zone II  
des Wasserschutzgebiets „WGA Mannheim-Rheinau“ anfällt, gemäß 
§ 10 Abs. 1 WSG-VO „WGA Mannheim-Rheinau“.

•  Befreiung von den Verboten des § 3 Abs. 1 Nr. 5, § 4 Abs. 1 Nr. 7 WSG-VO  
„WGG III ZVWV Hardtgruppe Sandhausen“ für die Versickerung des  
Niederschlagswassers, das auf den Arbeitsflächen des Masts Nr. 7220/ 
055A im Wasserschutzgebiet „WGG III ZVWV Hardtgruppe Sandhausen“  
anfällt, gemäß § 52 Abs. 1 Satz 2 WHG.

•  Genehmigung für die Errichtung der Masten 1190“neu“/018A und 7601/ 

A10 im Überschwemmungsgebiet „Rhein in Mannheim mit Neckar“ 
(Nr.: 570222000004) und für die Errichtung von Mast 7220/053A im Über-
schwemmungsgebiet (HQ100) im Bereich des Leimbach/Landgraben 
bei Oftersheim/Neurott gemäß § 78 Abs. 5 S. 1 WHG.

Forstrechtliche Genehmigungen und Befreiungen
Der Planfeststellungsbeschluss erteilt folgende forstrechtliche Genehmi-
gungen und Befreiungen: 
•  Genehmigung für die dauerhafte und temporäre Waldumwandlung nach  

§ 9 Abs. 1 und § 11 Abs. 1 LWaldG für die in der Planunterlage 15 Anlage 2  
i. V. m. der Deckblattänderung vom 11.06.2023 Anlage 7 aufgeführten 
Flurstücke. Der genaue Umfang sowie die Begründung der Genehmi-
gungen ergeben sich aus Kapitel B.V.4.j)(aa) und (bb).

•  Schonwald (§ 32 LWaldG) „Schwetzinger Hardt“ 
Von den Verboten des § 8 Abs. 2 Nr. 8, Nr. 9 sowie Nr. 19 der Verordnung  
des Regierungspräsidiums Freiburg über das Regionale Waldschutzge-
biet und den Erholungswald „Schwetzinger Hardt“ vom 05. November 
2013 wird gemäß § 18 Abs. 1 dieser Verordnung eine Befreiung erteilt.

•  Schonwald (§ 32 LWaldG) „Dossenwald“ 
Von den Verboten des § 4 Abs. 2 Nr. 2a, Nr. 2b sowie Nr. 5f der Verord-
nung der Körperschaftsforstdirektion Freiburg über die Schonwälder 
„Reißinsel“ und „Dossenwald“ vom 10. April 2001 wird gemäß § 8 dieser  
Verordnung eine Befreiung erteilt.

•  Die Befreiungen hinsichtlich der oben aufgeführten Verbote zum Zwe-
cke der zeitlich befristeten Waldumwandlung von Schonwald im Sinne 
des § 32 LWaldG umfassen die in der technischen Planung aufgeführten  
konkret verorteten Arbeitsflächen und temporären Zuwegungen vgl. 
Unterlagen gemäß § 21 NBEG Register 11 Anhang 4.1 Karten 6, 14, 15, 
16, 17).

•  Buchenwald Unterer Spannbuckel (Biotopschutzwald gem. § 30a LWaldG) 
Befreiung gem. § 30a Abs. 5 LWaldG i. V. m. § 67 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG 
von den Verboten des § 30a Abs. 3 LWaldG und § 30 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 
BNatSchG.

Der genaue Umfang sowie die Begründung der Befreiungen ergeben sich 
aus Kapitel B.V.4.j)(cc).

Denkmalschutzrechtliche Erlaubnisse
Für die Errichtung des planfestgestellten Vorhabens in der Umgebung der  
nachfolgend genannten und in Planunterlage 16, Anhang A, Karte 16.1 –  
Bl. 1-27, dargestellten unbeweglichen Kulturdenkmale in Baden-Württem- 
berg wird nach § 8 Abs. 1 Nr. 1, 2 DSchG BW die denkmalschutzrechtliche  
Genehmigung erteilt:
•  Heidelberg-Kirchheim „Feilheck“, Wüstung, Ident.-Nr.: 99733869_0 

(Arbeitsflächen an Mast 68 und 69, Stellfläche für Gerüste)
•  Oftersheim „Feilheck/Hornungsäcker“, Wüstung, Ident.-Nr.: 96983110_0,  

(Neubau des Masts 55A und Zuwegung)
•  Heidelberg-Kirchheim „Altneurott“, Siedlung, Ident.-Nr.: 110646031_0, 

(Neubau Mast 49a und Arbeitsflächen)
•  Siedlung, Ident.-Nr. 110646009_0, (Neubau Mast 49a und Arbeitsflächen)
•  Oftersheim „Altneurott“, Grabhügelfeld, Ident.-Nr.: 110645888_0, 

(Arbeitsfläche und Gerüstfläche)
•  Mannheim-Wallstadt „Hintere Wasserlöcher“ etc., Siedlung, Ident.-Nr.:  

110461355_0, (Neubau Mast A03, Gerüst- und Arbeitsflächen, Zuwegung)
•  Ilvesheim „Atzelbuckel/Auf die Heerstraße“ etc., Siedlung Gräberfeld,  

Ident.-Nr.: 109819626_0, (Neubau Mast A06+A05 sowie Arbeits- und 
Gerüstbauflächen, Folgemaßnahme Mast 015A und Masten 1325 bis 
1327, Erdverkabelung)

•  Siedlung allg., Ident.-Nr.: 109804513_0, (Neubau Mast A06+A05 sowie 
Arbeits- und Gerüstbauflächen, Folgemaßnahme Mast 015A und Mas-
ten 1325 und 1326, Erdverkabelung)

•  Keramik, Ident.-Nr.: 109797029_0, (Gerüstbauflächen inkl. Verankerung)
•  Lesefund (Steinartefakte), Ident.-Nr.: 109796583_0, (Arbeitsflächen 

und Zuwegung)
•  Siedlung allg., Ident.-Nr.: 109778166_0, (Arbeitsflächen)
•  Mannheim-Friedrichsfeld „Im Eichwald/Unterer Dossenwald“, Siedlung,  

Ident.-Nr.: 111413326_0, (Zuwegung, Arbeitsflächen)
•  Mannheim-Seckenheim, „Pfaffenweg/Sauloch“, Siedlung, Ident.-Nr.: 

110428490_0, (Neubau Mast A17 und 009A + 010A der Folgemaßnahmen,  
Gerüst- und Arbeitsflächen)

•  Mannheim-Seckenheim „Kloppenheimer Winkel/Bei der Kapelle/
Brennstücke“, Wüstung, Ident.-Nr.: 104608265_0, (Mast A17 und A16 
Wege-, Arbeits- und Gerüstbauflächen, Folgemaßnahme Masten  
1341 und 010A+011A)

•  Oftersheim „Hornungsäcker“, Siedlung, Ident.-Nr.: 104067687_0, 
(Arbeitsfläche und Zuwegung)

•  Siedlung, Ident.-Nr.: 104067533_0, (Arbeitsfläche und Zuwegung)
•  Heidelberg-Wieblingen „Hinter den Zollstockäcker/Hintere Viehtrift/

Weide“, Siedlung, Ident.-Nr.: 103537034_0, (Arbeitsfläche an Mast A29)
•  Heidelberg-Kirchheim „Altneurott“, Siedlung, Ident.-Nr.: 103451719_0, 

(Mast 050A, Wege-, Arbeits- und Gerüstbauflächen, Folgemaßnahme ggf.  
Mast 3330A)

•  Heidelberg-Kirchheim „Feilheck“, Gräberfeld, Ident.-Nr.: 103451704_0, 
(Wege-, Arbeits- und Gerüstbauflächen)

•  Plankstadt „Hägenich/Am Alsheimer Weg/Straßengewann“, Wüstung, 
Ident.-Nr.: 103039918_0, (Mast 44A und 45A, Wege-, Arbeits- und 
Gerüstbauflächen)

•  Ilvesheim „Heerstraße“, Altstraße, Ident.-Nr.: 102765795_0, (Wege-, Arbeits-  
und Gerüstbauflächen)

•  Straße, Ident.-Nr.: 101471527_0, (Wege- und Arbeitsflächen)

•  Altlußheim „Eichelgarten“, Siedlung, Ident.-Nr.: 101274504_0, (Wege-, 
Arbeits- und Gerüstbauflächen)

•  Altlußheim „Hubwald/Neurott“, Gräberfeld, Ident.-Nr.: 101274476_0, 
(Zuwegung und Arbeitsfläche an Mast 030)

•  Oftersheim „Brandbuckel“, Gräberfeld, Ident.-Nr.: 100783748_0, (Zuwegung  
und Arbeitsflächen)

•  Oftersheim „Hornungsäcker/Aschlachwald“, Siedlung, Ident.-Nr.: 
100783724_0, (Mast 54A, Zuwegung und Arbeitsfläche)

•  Von 1924 bis 1930 durch das Rheinisch-Westfälische Elektrizitätswerk 
(RWE) errichteten ehemaligen Nord-Süd-Leitung, Anlage 5250 ehemals  
4505 bzw. Nord-Süd-Leitung, (Rückbau der Anlage 5250 Maste 245-269)

Verkehrsrechtliche Genehmigungen/Erlaubnisse
Für die Errichtung des Neubaumasts 7220/015A in der Bauverbotszone 
von Bundesautobahn 6 wird eine Ausnahme gemäß § 9 Abs. 8 Satz 1 i. V. m.  
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 FStrG erteilt.

Für die Errichtung der Neubaumasten 7601/A06, 7601/A20, 7220/016A 
und 7220/017A in der Baubeschränkungszone von Bundesautobahn 6 wird  
gemäß § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 FStrG die Zustimmung erteilt.

Für die Montagearbeiten an den Bestandsmasten 7601/A16-A15, 7570/044- 
045, 7570/068-055 sowie 7570/056 in der Baubeschränkungszone von 
Bundesautobahnen 5, 6 und 656 sowie von der B 291 wird gemäß § 9 Abs. 2  
Satz 1 Nr. 1 FStrG die Zustimmung erteilt.

Für die Herstellung eines erdverlegten Kupferkabels von Mast 7220/015A  
nach Mast 5220/014, von Mast 7220/015A nach Mast 7220/017A sowie 
von Mast 7601/A06 nach Mast 7600/014 in der Baubeschränkungszone  
von Bundesautobahn 6 wird gemäß § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 FStrG die Zu- 
stimmung erteilt.

Für die temporäre Benutzung der BAB 6, der BAB 656, der B 535 und der  
B 291 durch die Errichtung und den Abbau von Schutzgerüsten wird nach  
§ 8 Abs. 1 Satz 2 FStrG die Erlaubnis zur Sondernutzung erteilt. Die Erlaub- 
nis ist für den Zeitraum des Baus befristet.

Für die temporäre Benutzung der L 560 (ehemals B 36), L 597, L 538, L 637,  
L 542, K 4137, L 723, L 546, L 555, K 9704, K 9703, K 4147, K 4255 sowie 
der K 3537 durch die Errichtung und den Abbau von Schutzgerüsten wird 
nach § 16 Abs. 1 Satz 1 StrG Baden-Württemberg die Erlaubnis zur Son-
dernutzung erteilt. Die Erlaubnis ist für den Zeitraum des Baus befristet.

Nebenbestimmungen (Kapitel A.V) im Bereich des Immissionsschutzes, 
des Bodenschutzes, der Landwirtschaft, im Bereich der Forstwirtschaft, in  
den Bereichen des Gewässerschutzes und des Naturschutzes (Rückbau der  
Bestandsleitung), des besonderen Artenschutzes, zudem hinsichtlich der 
Umsetzungsfrist für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, des Nachweises 
zur rechtlichen Sicherung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, und in 
Bezug auf Ersatzgeldzahlungen, zu Umweltbaubegleitungen, zur Über-
wachung, zur Nutzung von Straßen und Wegen und zu Versorgungs- und 
Kommunikationsleitungen bzw. –anlagen und zur Inanspruchnahme.

Der Planfeststellungsbeschluss führt die Zusagen (Kapitel A.VI) auf, die 
die Vorhabenträgerin in den schriftlichen Erwiderungen auf Stellungnah- 
men und Einwendungen im Anhörungsverfahren getroffen und damit For- 
derungen und Einwendungen Rechnung getragen hat. Dabei handelt es 
sich um fachliche Zusagen und Zusagen für einzelne Betroffene.

Die im Anhörungsverfahren erhobenen Einwendungen, soweit sie nicht  
durch Planänderungen, Inhalts- und Nebenbestimmungen oder Vorbehalte  
in diesem Beschluss bzw. durch Zusagen oder Planänderungen der Vorhaben- 
trägerin berücksichtigt worden sind oder sich im Laufe des Anhörungs-
verfahrens auf andere Weise erledigt haben, werden zurückgewiesen 
(Kapitel A.VII). Die Gründe hierfür ergeben sich aus der Begründung des 
Beschlusses.

Daneben werden im Rahmen des Planfeststellungsbeschlusses gesondert  
wasserrechtliche Erlaubnisse (Kapitel A.IV) erteilt.

Wasserrechtliche Erlaubnis
1.  Gewässerbenutzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 5 WHG 

Für die baubedingten Wasserhaltungen zwecks Errichtung der Masten 
7601/A015, 7601/A016, 7571/001, 7571/003 und der als Folgemaßnahme 5 
zu errichtenden Masten Nrn. 1190 „neu“/012A und 1190 „neu“/013A 
sowie zwecks Rückbaus des Masts 1190 „alt“/011 und der als „Folge- 
maßnahme 4“ rückzubauenden Masten 5250/262 und 5250/263 und das  
hierfür beantragte Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten und Ablei-
ten von Grundwasser entsprechend den Angaben in den Antragsunter-
lagen vom 29.04.2022, Planunterlagen Reg. 14.3 und 14.7, wird gemäß  
§ 8 Abs. 1, § 9 Abs. 1 Nr. 5, § 12 WHG eine wasserrechtliche Erlaubnis 
erteilt.

2.  Gewässerbenutzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG  
Für die baubedingten Wasserhaltungen zwecks Errichtung der Masten 
7601/A015, 7601/A016, 7571/001, 7571/003 und der als Folgemaßnahme 5  
zu errichtenden Masten Nrn. 1190“neu“/012A und 1190“neu“/013A so- 
wie zwecks Rückbaus der Masten 1190“alt“/011 und der als „Folgemaß- 
nahme 4“ rückzubauenden Masten 5250/262 und 5250/263 und das 

hierfür beantragte Einleiten des gefassten Grundwassers in Form des Ver- 
sickerns über Versickerungsflächen und -mulden in das Grundwasser 
entsprechend den Angaben in den Antragsunterlagen vom 29.04.2022, 
Planunterlagen Reg. 14.3 und 14.7, wird gemäß § 8 Abs. 1, § 9 Abs. 1 Nr. 4,  
§ 12 WHG eine wasserrechtliche Erlaubnis erteilt. 

Für die baubedingten Wasserhaltungen zwecks Errichtung des Masts 7571/ 
001 und das hierfür beantragte Einleiten des gefassten Grundwassers über  
das Wasserauslaufbauwerk der EnBW Kernkraft GmbH in das oberirdische  
Gewässer Rhein entsprechend den Angaben in den Antragsunterlagen vom  
29.04.2022, Planunterlagen Reg. 14.3 und 14.7.4, wird gemäß § 8 Abs. 1,  
§ 9 Abs. 1 Nr. 4, § 12 WHG eine wasserrechtliche Erlaubnis erteilt.

Für die Herstellung der Bohrpfahlfundamente, die in den Grundwasser- 
leiter eindringen oder diesen durchstoßen, wird gemäß § 8 Abs. 1, § 9 Abs. 1  
Nr. 4, § 12 WHG i. V. m. § 43 Abs. 2 Satz 2 WG BW eine wasserrechtliche 
Erlaubnis erteilt.

II. Rechtsbehelfsbelehrung

Die Rechtsbehelfsbelehrung des Beschlusses lautet:

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb  
eines Monats nach Zustellung Klage beim 

Bundesverwaltungsgericht
Simsonplatz 1
04107 Leipzig

erhoben werden.

Die Anfechtungsklage gegen den vorstehenden Planfeststellungsbeschluss  
hat gemäß § 18 Abs. 5 NABEG i. V. m. § 43e Abs. 1 EnWG keine aufschie-
bende Wirkung.

Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung  
der Anfechtungsklage gegen den vorstehenden Planfest- 
stellungsbeschluss nach § 80 Abs. 5 S. 1 VwGO kann nur  
innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Plan- 
feststellungsbeschlusses beim 

Bundesverwaltungsgericht
Simsonplatz 1
04107 Leipzig

gestellt und begründet werden  
(§ 18 Abs. 5 NABEG i. V. m. § 43e Abs. 1 EnWG).

III. Auslegung des Planfeststellungsbeschlusses 

1.  Der Planfeststellungsbeschluss wurde der Vorhabenträgerin TransnetBW  
GmbH nach § 24 Abs. 2 Satz 1 NABEG zugestellt. Da darüber hinaus mehr  
als 50 Zustellungen des Planfeststellungsbeschlusses vorzunehmen 
wären, wird die Zustellung gemäß § 24 Abs. 2 Satz 2 NABEG i. V. m. § 74 
Abs. 5 VwVfG durch diese öffentliche Bekanntmachung ersetzt. 

2.  Eine Ausfertigung des festgestellten Beschlusses (einschließlich Rechts- 
behelfsbelehrung) und die planfestgestellten Unterlagen liegen vom 
04.10.2023 bis zum 17.10.2023 jeweils in den folgenden Auslegungs-
stellen öffentlich zur Einsichtnahme aus: 

 Bonn 
  Bundesnetzagentur Bonn, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn (Mo-Do 8-14 Uhr , 

Fr 8-12 Uhr; barrierefreier Zugang möglich)

 Altlußheim
  Gemeindeverwaltung Altlußheim, Rathausplatz 1, 68804 Altlußheim 

(Mo, Di, Do und Fr 8-12 Uhr, Mi 8-12:30 Uhr und 14-16 Uhr, Do 14-18 Uhr;  
barrierefreier Zugang möglich)

 Heidelberg
  Stadtverwaltung Heidelberg, Prinz-Carl, Kornmarkt 1, 69117 Heidelberg  

(Di 11-12:30 Uhr und Do 15-17 Uhr; außerhalb der vorgenannten Öff- 
nungszeiten kann nach vorheriger Absprache unter den Telefonnummern  
06221 58 25150 und 58 25160 oder per E-Mail unter  
bauberatung@heidelberg.de ein anderer Termin zur Einsichtnahme ver- 
einbart werden; barrierefreier Zugang möglich)

 Ilvesheim
  Gemeindeverwaltung Ilvesheim, Schlossstraße 9, 68549 Ilvesheim 

(täglich 8-12 Uhr und Do 14–18 Uhr; barrierefreier Zugang möglich)

 Ketsch
  Gemeindeverwaltung Ketsch, Hockenheimer Straße 5, 68775 Ketsch 

(Mo-Fr 7:30-12 Uhr, Di 14-15:30 Uhr, Do 14-18 Uhr; barrierefreier 
Zugang möglich)

 Mannheim
  Stadtverwaltung Mannheim, Fachbereich Baurecht, Technisches Rathaus  

Mannheim, Glücksteinallee 11, 68163 Mannheim (Mo-Fr 8-18 Uhr; bar- 
rierefreier Zugang möglich)

 Neulußheim
  Gemeindeverwaltung Neulußheim, St. Leoner Str. 5, 68809 Neulußheim  

(Mo-Fr 8-12 Uhr, Do 14-18 Uhr; barrierefreier Zugang möglich)

 Nußloch
  Gemeindeverwaltung Nußloch, Sinsheimer Straße 19, 69226 Nußloch 

(Mo, Di und Do 8:30-12 Uhr, Di 14-18 Uhr, Mi 8-13 Uhr, Do 14-18 Uhr, 
Fr 7:30-12:30 Uhr; barrierefreier Zugang möglich)

 Oberhausen-Rheinhausen
  Gemeindeverwaltung Oberhausen-Rheinhausen, Adlerstraße 3, 68794 

Oberhausen-Rheinhausen (Mo 7:15-12:15 Uhr und 14-16 Uhr, Di 8:30- 
12:15 Uhr und 14-16 Uhr, Mi und Fr 8:30-12:15 Uhr sowie Do 8:30-
12:15 Uhr und 14-18 Uhr; barrierefreier Zugang möglich)

 Oftersheim
  Gemeindeverwaltung Oftersheim, Eichendorffstraße 2, 68723 Oftersheim  

(Mo, Di, Fr 8-12 Uhr, Mi 8-13 Uhr, Do 8-12 Uhr und 13:30-18 Uhr; bar- 
rierefreier Zugang möglich)

 Philippsburg
  Stadtverwaltung Philippsburg, Rote-Tor-Str. 6-10, 76661 Philippsburg 

(Mo-Fr 8-12 Uhr und Mo 15:30-18 Uhr; barrierefreier Zugang möglich)

 Plankstadt
  Gemeindeverwaltung Plankstadt, Bürgerbüro, Wilhelmstr. 1, 68723 

Plankstadt (Mo u. Di 8-16 Uhr, Mi 7:30-13 Uhr, Do 8-18 Uhr, Fr 7:30-12 
Uhr; barrierefreier Zugang möglich)

 Reilingen
  Gemeindeverwaltung Reilingen, Bauamt, Hockenheimer Straße 1-3, 68799  

Reilingen (Mo, Mi, Do, Fr 8-12 Uhr, Di 7:30-12 Uhr und 13:30-16 Uhr, 
Do 13:30-18:30 Uhr; barrierefreier Zugang möglich)

 Sandhausen
  Gemeindeverwaltung Sandhausen, Bahnhofstraße 10, 69207 Sandhausen  

(Mo, Di und Do 8:30-12:30 Uhr, Di 14:30-17 Uhr, Mi 14:30-18 Uhr, Fr 
7:30-13 Uhr; barrierefreier Zugang möglich)

 Sankt Leon-Rot
  Gemeindeverwaltung Sankt Leon-Rot, Rathausstraße 2, 68789 Sankt 

Leon-Rot (Di und Mi 8-12 Uhr, Do 8-18 Uhr, Fr 8-13 Uhr; barrierefreier 
Zugang möglich)

 Waghäusel
  Stadtverwaltung Waghäusel, Gymnasiumstraße 1, 68753 Waghäusel 

(Mo-Fr 8-12 Uhr, Mi 14:30-18 Uhr; barrierefreier Zugang möglich)

 Walldorf
  Stadtverwaltung Walldorf, Stadtbauamt, Nußlocher Straße 45, 69190 

Walldorf (Mo-Fr 8:30-12 Uhr, Mi 16-18 Uhr; barrierefreier Zugang möglich)

3.  Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluss den Betroffenen und  
denjenigen gegenüber, die Einwendungen erhoben haben, als zugestellt  
(§ 74 Abs. 5 Satz 3 VwVfG).

4.  Planfeststellungsbeschluss kann bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist 
von den Betroffenen und von denjenigen, die Einwendungen erhoben 
haben, schriftlich oder elektronisch bei der Bundesnetzagentur ange-
fordert werden (§ 74 Abs. 5 Satz 4 VwVfG). 

5.  Der Planfeststellungsbeschluss kann zusätzlich ab dem 04.10.2023  
auf der Internetseite der Bundesnetzagentur unter  
www.netzausbau.de/vorhaben2-b1 eingesehen werden. 

Der Präsident




